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Viele PalästinenserInnen in den besetzten Gebieten (im Folgenden als OPT bezeichnet) haben 
keinen Zugang zu einer hinreichenden und sicheren W asserversorgung. Dieses schon seit 
Langem bestehende Problem behindert die soziale und  wirtschaftliche Entwicklung in den OPT 
ganz erheblich und beraubt viele Gemeinden ihrer Re chte auf einen adäquaten Lebensstandard, 
auf Nahrung, medizinische Versorgung und auf Arbeit . Der palästinensische Wasserverbrauch 
pro Kopf liegt unter den internationalen Vorgaben z um Schutz der öffentlichen Gesundheit. Der 
chronische Wassermangel beeinträchtigt essentielle Lebensbereiche, darunter die Hygiene, die 
Landwirtschaft, diverse industrielle Aktivitäten un d die Viehzucht. 
 

Die Grundursache der frappierenden 
Ungleichbehandlung von Israelis und 
PalästinenserInnen beim Wasserzugang 
ist die diskriminierende Verteilungspoli-
tik, die Israel in den besetzten  Gebieten 
betreibt. Der Wasserverbrauch der pa-
lästinensischen Bevölkerung erreicht 
grade mal 70 Liter pro Tag und Person – 
weit weniger als das von der WHO 
empfohlene Minimum von 100 Litern pro 
Tag und Kopf. In krassem Gegensatz dazu 
liegt Israels Verbrauch vier Mal so hoch. 

Zwischen palästinensischen Dörfern und 
illegalen israelischen Siedlungen, die 
unter Verstoss gegen humanitäres 
Völkerrecht in den OPT gebaut wurden, 
ist diese Ungleichbehandlung noch sehr 
viel stärker ausgeprägt. Schwimmbäder, 
gut gewässerte Vorgärten und weitläufig 
bewässerte landwirtschaftliche Betriebe 
in israelischen Siedlungen stehen in 
starkem Kontrast zu den nahgelegenen 
palästinensischen Dörfern, deren Ein-
wohner hart darum kämpfen, nur den 
Grundbedarf ihrer Haushalte zu decken. 
In Teilen der Westbank verbrauchen 
israelische Siedler 20 Mal mehr Wasser 
als die palästinensischen Gemeinden in 
ihrer Nachbarschaft, die mit 20 Litern pro 
Tag und Person überleben müssen – der 
von der WHO ausgewiesenen Mindest-
menge für den Notfall. 

Israel kontrolliert und beschränkt den 
Zugang zum Wasser in den OPT in 
einem Mass, das weder den Bedarf der 
Bevölkerung deckt, noch eine faire 
Verteilung der gemeinsamen Reserven 
darstellt. Israel nutzt rund 80 % oder 
mehr der gesamten Ressourcen des  
wichtigsten Grundwasserträgers in den 
Bergen (der sogenannten „Mountain 
Aquifer“). Der Aquifer speist sich nahezu 
vollständig aus den Regenniederschlä-
gen über der Westbank und ist die 
einzige, den PalästinenserInnen verblie-
bene Wasserquelle, denn ihren Anteil 
am Wasser des Jordanflusses hat sich 
Israel ohnehin restlos angeeignet. 
Zudem verfügt der Staat Israel über 
zusätzliche Wasservorräte, die er nicht 
mit den PalästinenserInnen zu teilen hat. 

In den ländlichen Gebieten der besetzten 
Westbank haben zwischen 180.000 und 
200.000 Menschen keinen Zugang zu 
fliessendem Wasser und selbst in den 
Städten und Dörfern, die an das 
Wassernetz angeschlossen sind, bleiben 
die Wasserhahnen häufig leer. Vor allem 
in den Sommermonaten kommt es 
häufig zu Wasserrationierungen. 

Vielerorts fliesst aus palästinensischen  
Wasserhahnen nur einmal pro Woche 
oder auch nur alle paar Wochen das 
Wasser. Wenn die Versorgung über das 
öffentliche Netz ausbleibt, muss der 
zusätzliche Bedarf mit Wasser gedeckt 
werden, das von Tanklastern heran-
geschafft wird und für das ein deutlich 
höherer Preis zu zahlen ist. Die Bewohner 
etlicher nicht ans Wassernetz ange-
schlossener Gemeinden müssen kilo-
meterlange Strecken zurücklegen, um sich 
mit Wasser zu versorgen, das dann oft 
teuer und von fragwürdiger Qualität ist.  

Die Folgen der Wasserknappheit und der 
armseligen sanitären Versorgung in den 
OPT bekommen die schwächsten 
Gemeinden am meisten zu spüren. Oft 
handelt es sich dabei um Menschen, die 
in abgelegenen ländlichen Gebieten und 
überfüllten Flüchtlingslagern leben. In 
den letzten Jahren steigen Arbeitslosig-
keit und Armut stetig an, während das 
verfügbare Einkommen der Haushalte 
immer weiter sinkt. So müssen palästi-
nensische Familien einen immer 
grösseren Teil ihrer Einkünfte für Wasser 
aufwenden. 

Im Gazastreifen sind 90 bis 95 % der 
Wasservorräte verschmutzt und für den 
menschlichen Genuss nicht geeignet. 
Israel erlaubt auch nicht, dass Wasser 
aus der Westbank in den Gazastreifen  
transportiert wird. Die einzige Wasser-
quelle des Gazastreifens - der Grund-
wasserträger der Küstenregion - reicht 
zur Deckung des Bedarfs der Bevölke-
rung nicht aus und wird durch 
übermässiges Abschöpfen zunehmend 
erschöpft. Ein weiterer Teil fällt der 
Verschmutzung mit Abwasser und 
eindringendem Seewasser zum Opfer. 
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Ø Israel bestimmt über die Wasser-

menge, die PalästinenserInnen 
aus den gemeinsamen Wasser-
vorräten gewinnen dürfen und 
legt die Orte fest, wo dieses 
abgezapft werden kann. 

Ø Israel kontrolliert in den meisten 
Gebieten der Westbank sowohl 
die Regenwassersammlung als 
auch die Quellwassergewinnung. 
Regenwasserzisternen werden 
oft von der israelischen Armee 
zerstört. 

Ø PalästinenserInnen dürfen keine 
neuen Brunnen anlegen oder 
alte ohne Genehmigung der 
israelischen Behörden instand-
setzen.  Solche Genehmigungen 
sind nur schwer, oft auch gar 
nicht zu bekommen. Selbst für 
die Rohrleitungen, die die 
palästinensischen Städte und 
Dörfer mit den Brunnen ver-
binden, sind Genehmigungen 
erforderlich. 

Ø Die israelische Armee kontrolliert 
den Zugang zu den Strassen 
über die jene Dörfer per 
Tanklaster mit Wasser beliefert 
werden, die nicht ans 
Wassernetz angeschlossen sind. 
Viele Strassen sind gesperrt oder 
dürfen nur eingeschränkt 
befahren werden. Das führt zu 
Verzögerungen oder zwingt die 
Tanklaster zu langen Umwegen, 
was die Wasserpreise bedeutend 
in die Höhe treibt. 

Diese Einschränkungen machen es 
den PalästinenserInnen überaus 
schwer, überhaupt an Wasser zu 
gelangen und die Infrastruktur für 
eine funktionierende Wasser- und 
Abwasserversorgung aufzubauen 
und instandzuhalten. 
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In Samua im Süden der besetzten Westbank wäscht ein e Palästinenserin 
draussen im Freien Kleidungsstücke. Da ihr Haus nic ht ans öffentliche 
Wassernetz angeschlossen ist, muss sie stattdessen Wasser verwenden, 
das von einem Tanklaster geliefert wurde. 
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dass diese Rechte in vollem Umfang in 
Anspruch genommen werden können. 

Die israelischen Militäranweisungen Nr. 
92 und 168 von Juni bzw. November 
1967 sowie die Militärorder Nr. 291 von 
Dezember 1968, mit denen sich Israel 
schon bald nach der Besetzung die 
volle Kontrolle über die palästinensi-
schen Wasserressourcen in den OPT 
gesichert hat, sind noch heute Kraft. 

Auch die Osloer Vereinbarungen von 
1993 haben am Status der besetzten 
palästinensischen Gebiete nichts geän-
dert. Sie stehen nach wie vor unter 
israelischer Besatzung und werden 
letzten Endes von Israel kontrolliert. So 
ist in den Osloer Verträgen zum Beispiel 
detailliert festgehalten: „Die Frage der 
Eigentumsrechte an den Infrastrukturen 
der Wasser- und Abwasserversorgung 
in der Westbank wird im Rahmen der 
Verhandlungen über den dauerhaften 
Status der Gebiete noch zu erörtern 
sein“ (Artikel 40). Diese Verhandlungen 
über den dauerhaften Status der 
Gebiete waren für die späten 90er Jahre 
geplant, allerdings haben sie bis heute 
noch nicht stattgefunden. 

Als Besatzungsmacht in den OPT muss 
sich Israel dort sowohl an die Regeln des 
humanitären Völkerrechts als auch an 
die internationalen Menschenrechte hal-
ten. Obwohl Israel dies bestreitet, hat die 
internationale Gemeinschaft, inklusive 
aller zuständigen UN-Menschenrechts-
institutionen mehrfach bestätigt, dass 
Israel bei seinem Vorgehen in den OPT 
an die internationalen Menschenrechte 
und das humanitäre Völkerrecht gebun-
den ist und das Land wiederholt aufge-
fordert, seine Verpflichtungen zu erfüllen. 

Israel ist jedoch als Besatzungsmacht 
eindeutig verpflichtet, die Menschen-
rechte der PalästinenserInnen zu 
schützen. Dazu zählen das Recht auf 
einen angemessenen Lebensstandard 
und die darin enthaltenen Rechte auf 
Wasser und Nahrung, das Recht auf 
medizinische Versorgung und das Recht 
auf Arbeit. Israel kann sich nicht allein 
darauf zurückziehen, keine Handlungen 
zu verüben, die diese Rechte verletzen. 
Es hat die palästinensische Bevölkerung 
ebenso vor Eingriffen in ihre Rechte 
durch Privatpersonen zu schützen und 
muss mit Bedacht konkrete und gezielte 
Massnahmen ergreifen, die garantieren,  

Cover: An einer Kläranlage in Khan 
Yunis im Gazastreifen versorgen sich 
Anwohner mit Trinkwasser. Ca. 90 % 
des in Gaza verfügbaren Wassers sind 
verschmutzt und nicht als Trinkwasser 
geeignet. 

Die strengen, von Israel verhängten 
Importbeschränkungen auf Material und 
Geräte zur Entwicklung und Reparatur 
der Infrastruktur haben im Gazastreifen 
zu einer spürbaren Verschlechterung der 
Wasserqualität wie der Wasser- und 
Abwasserversorgung insgesamt geführt. 
Während der mehr als vier Jahrzehnte 
andauernden Besatzung hat Israel die 
Wasserressourcen der OPT übermässig 
ausgeschöpft und dabei die Infrastruktur 
der Wasser- und Abwasserversorgung 
vernachlässigt. Zudem werden die OPT 
als Abladefläche für israelischen Müll 
genutzt, was zu Verschmutzungen des 
Grundwassers geführt hat. Um dafür zu 
sorgen, dass die PalästinenserInnen 
einen ausreichenden und gerechten 
Anteil der Wasservorräte erhalten und um 
die weitere Erschöpfung und Schädigung 
der Wasserreserven und andere Um-
weltverschmutzungen zu verhindern, 
müssen dringende Sofortmassnahmen 
eingeleitet werden. Aufgrund der Tat-
sache, dass Israel seine Verpflichtungen 
als Besatzungsmacht nicht erfüllt, fällt 
diese Aufgabe nun den internationalen 
Gebern und seit ihrer Gründung Mitte der 
90er Jahre auch der PWA, der 
Palästinensischen Wasserbehörde zu. 
Die PWA verfügt jedoch nur über eine 
extrem begrenzte Kontrolle der Wasser-
vorräte in der Westbank. Mit den Osloer 
Verträgen wurde ihr allein die Verant-
wortung für die Verwaltung der völlig 
maroden Wasserversorgungsdienste 
übertragen. Der Staat Israel bestimmt, 
wieviel Wasser die PWA aus den ge-
meinsamen Reserven abschöpfen darf. 
Gleiches gilt für Entscheidungen über den 
Bau neuer und den Ausbau vorhandener 
Brunnen sowie für die Umsetzung aller 
weiteren Wasserprojekte. Sämtliche 
Aktivitäten der PWA unterliegen den von 
Israel verhängten Einschränkungen und 
sind von der Finanzierung durch interna-
tionale Geber abhängig. Diese Hemm-
nisse werden durch eine schlechte 
Betriebsführung, eine bruchstückhafte 
Bewirtschaftung und interne Meinungs-
verschiedenheiten in der PWA noch 
verstärkt. Internationale Geber zeigen 
sich generell zurückhaltend, Hindernisse, 
die der Entwicklung von Wasserprojekten 
im Wege stehen, zu benennen und 
wirksam dagegen anzugehen. 
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GRUNDWASSER- 

RESERVEN  IN  
ISRAEL / OPT  
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Die Verträge von Oslo unterteilten die 
Westbank in die Zonen A, B und C.  Die 
Verantwortung für alle zivilen Angelegen-
heiten  - also auch für die Bereitstellung 
öffentlicher Dienste in den Zonen A und B 
ging damit von der israelischen Armee auf 
die palästinensische Autonomiebehörde  
(PA) über. Die beiden Gebiete erfassen 
rund 95 % der palästinensischen Bevölke-
rung, aber nur 40 % der Landgebiete in 
der Westbank. In Zone C behält sich 
Israel die volle Kontrolle über alle 
Angelegenheiten vor. Dieses Gebiet 
erstreckt sich über 60 % des Westjordan-
lands, einschliesslich aller Landreserven 
in der Westbank, der Zugänge zu den 
Wasserressourcen und sämtlicher Haupt-
verkehrsstrassen. Die Zonen A und B 
bestehen nicht aus einer zusammen-
hängenden Landfläche, sondern aus 
abgetrennten Enklaven, die von illegalen 
israelischen Siedlungen, Siedlerstrassen 
und der C-Zone umgeben sind. Der 
Entwicklung einer gut funktionierenden 
Infrastruktur zur  Wasserversorgung und 
Abwasseraufbereitung steht diese Auf-
teilung im Weg, weil die meisten 
PalästinenserInnen in Zone A und B 
leben, während die Infrastruktur, über die 
sie versorgt werden, in der C-Zone liegt 
oder durch diese hindurch führt. Innerhalb 
der C-Zone dürfen sich PalästinenserIn-
nen indes nur sehr eingeschränkt oder gar 
nicht  bewegen, und Israels Armee lässt 
Bau- oder Entwicklungsaktivitäten kaum 
zu. 
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UN-Ausschuss für wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte, 

Allgemeiner Kommentar Nr. 15  
– Das Recht auf Wasser– 

Am 4. Juni 2009 zerstörte die israelische 
Armee die Wohnhäuser und Ställe von 
18 palästinensischer Familien in Ras  
al-Ahmar, einem Dorf im Gebiet des 
Jordantals in der Westbank. Über 130 
Menschen, darunter viele Kinder, waren 
die Leidtragenden dieser Aktion. Die 
Soldaten konfiszierten dabei auch den 
Wassertank, den Traktor und den 
Anhänger, mit deren Hilfe die Einwohner 
ihr Wasser herangeschafft hatten. Nach 
dem Abzug der Armee, standen sie in 
der heissesten Zeit des Jahres ohne 
Unterkunft und Wasservorräte da. Das 
war der letzte einer langen Reihe solcher 
Vorfälle, mit denen palästinensische 
Gemeinden in der Gegend konfrontiert 
waren.  

unten: In israelischen Siedlungen im 
besetzten Jordantal verschwenden 
Wassersprenganlagen das kostbare 
Nass in der Mittagssonne, während 
die benachbarten palästinensischen 
Dörfer um Zugang zum Trinkwasser 
und Wasser für andere grundlegende 
Bedürfnisse zu kämpfen haben.   

unten rechts: palästinensische Kinder 
vor ihren Behausungen in Humsa im 
Jordantal, die vom Abriss durch Israel 
betroffen sind.   

Am 28. Juli 2007 beschlagnahmten die 
Soldaten eines Checkpoints den Traktor 
und Wassertank von Ahmad Abdallah 
Bani Odeh, einem Einwohner der nahe 
gelegenen Ortschaft Humsa. Er war zur 
Quelle ‘Ain Shibli unterwegs gewesen, 
um Wasser für sein Dorf zu holen. Die 
Soldaten erklärten den Dorfbewohnern, 
dass sie sich schriftlich verpflichten 
müssten, das Gebiet zu verlassen und 
nie wiederzukehren, um ihre Fahrzeuge 
zurück zu bekommen. Obendrein sei 
noch eine Strafe von 4.500 Schekeln 
(ca. 800,00 €) zu zahlen. Diese Summe 
liegt weit über dem, was Menschen sich 
leisten können, die von unter 1,33 € pro 
Tag leben. Als die Bewohner des Dorfes 
in ein anderes Gebiet umgezogen waren 
und eine verminderte Strafe gezahlt 
hatten, bekamen sie ihren Traktor und 
ihren Wassertank schliesslich zurück. 

Ein Vertreter der israelischen Armee 
erklärte Amnesty International, der Tank 
und der Traktor seien konfisziert worden, 
weil die Dorfbewohner nur dank diesen 
in ihrem Dorf ausharren konnten, obwohl 
die Armee das Gebiet zur „militärischen 
Sperrzone“ erklärt hatte. Wenige Tage 
später beschlagnahmten die Soldaten 
einen weiteren Traktor, der ebenfalls den 
Bewohnern dieses Dorfes gehörte.  

In den letzten Jahren wurden die Wohn-
stätten von PalästinenserInnen, die in 
Humsa, Hadidiya, Ras al-Ahmar und in 
anderen Gebieten des Jordantals leben, 
mehrfach zerstört und ihre Wassertanks 
konfisziert. Die Unterkünfte – Zelte und 
einfache Hütten aus Blech und Plastik-
planen – wurden jedes Mal wieder auf-
gebaut. Trotz der extrem harten Lebens-
bedingungen sind die Dorfbewohner 
entschlossen auf ihrem Land zu bleiben. 
So schränkt die israelische Armee ihren 
Zugang zum Wasser weiter ein, um sie 
zum Fortgehen zu zwingen. 

Obwohl nahebei grosse Wasserquellen 
liegen, sind diese allein für den Bedarf 
der israelischen Siedlungen Ro’i, Beka’ot 
und Hamdat bestimmt. Palästinensische 
Anwohner müssen bis zu 20 km weit 
fahren, um ein wenig Wasser zu kaufen. 

In den letzten Jahren legte die Armee 
Gräben an, die den Verkehr zwischen 
den Orten und ihrem Umland verhindern. 
Auf den Hauptstrassen, auf denen der 
Verkehr für PalästinenserInnen ganz 
erheblich eingeschränkt ist, wurden 
Checkpoints errichtet. So ist es für die 
PalästinenserInnen in diesem Gebiet 
immer schwieriger und teurer geworden, 
ihre Wasserquellen zu erreichen. Sie 
müssen lange Umwege nehmen und oft 
an Checkpoints warten, wobei die 
Gefahr besteht, dass man ihre 
Wassertanks konfisziert. 

In’am Bisharat hat sieben Kinder und 
lebt in Hadidiya. Sie erzählte Amnesty 
International: 

„Wir leben unter harschen Bedingungen, 
ohne Wasser, ohne Strom und ohne  
alle anderen Versorgungsdienste. Der 
Wassermangel ist das grösste Problem. 
Die Männer bringen den grössten Teil 
des Tages damit zu, Wasser für das Dorf 
zu beschaffen, und es gelingt ihnen nicht 
immer. Aber wir haben keine Wahl. Wir 
brauchen ein kleines bisschen Wasser, 
um zu überleben und um unsere Schafe 
zu versorgen. Wo kein Wasser ist, da 
gibt es auch kein Leben. Die [israelische] 
Armee hat uns von allem abgeschnitten, 
... wir haben es uns nicht ausgesucht, so 
zu leben, wir würden auch gerne in 
schönen Häusern wohnen, mit Gärten 
und Höfen, doch diese Privilegien 
werden nur den  israelische Siedler 
zugestanden, ... wir sind nicht einmal an 
die grundlegenden Versorgungsdienste 
angeschlossen.“ 
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Da der Zugang zum Wasser so massiv 
eingeschränkt ist, können die Dorfbe-
wohner ihre Felder nicht bewirtschaften 
und nicht einmal geringe Mengen an 
Nutzpflanzen für den persönlichen 
Bedarf oder als Viehfutter anpflanzen. 
Stattdessen sind sie gezwungen, die 
Grösse ihrer Herden zu reduzieren. 

Im Verlauf ihrer langen Geschichte be-
stritten die PalästinenserInnen im 
Jordantal ihren Lebensunterhalt immer 
durch die Landwirtschaft, die Schaf- und 
Ziegenzucht und den Verkauf von Milch- 
und Käseprodukten. Aufgrund des 
Wassermangels können die meisten 
Dorfbewohner ihr grundsätzlich frucht-
bares Land nicht bebauen und kaum 
noch mehr als ein paar Tiere halten, die 
inzwischen ihre einzige Erwerbsquelle 
geworden sind. So waren schon viele 
gezwungen, die Gegend zu verlassen, 
wodurch das Überleben der Gemeinden 
immer mehr in Gefahr ist. 
Im Gegensatz dazu haben israelische 
Siedlungen, die unter Verstoss gegen 
das internationale Völkerrecht auf 
besetzten palästinensischen Boden 
gebaut sind, ungehinderten Zugang zu 

Wasser für ihre weitflächig angelegten 
Äcker. Die Bewässerungslandwirtschaft 
ist die Hauptwirtschaftsaktivität der 
israelischen Siedlungen im besetzten 
Westjordanland. Der grösste Teil ihrer 
Produkte wird ins Ausland exportiert. Der 
Blick auf die grünen Ausläufer illegaler 
israelischer Siedlungen neben den 
ausgetrockneten palästinensischen Dör-
fern demonstriert in eklatanter Weise die 
diskriminierende israelische Politik 
gegenüber den PalästinenserInnen. 
Während PalästinenserInnen einem 
täglichen Kampf um ein wenig Wasser 
für ihren Grundbedarf ausgesetzt sind, 
werden in den nahen israelischen 
Siedlungen in der Mittagssonne die 
Felder besprengt, obwohl ein Grossteil 
des Wassers dabei verdunstet, noch ehe 
es den Erdboden erreicht. 

��������������������
.��-*�����
In den Dörfern der ländlichen Gebiete, 
die keinen Anschluss an die Wasser-
versorgung haben, sind die Einwohner 
für den häuslichen Bedarf wie für die 
Landwirtschaft auf das Sammeln von 

Regenwasser angewiesen. Je nachdem 
wie ausgiebig die jährlichen Regenfälle 
ausfallen, kann das in der Regenzeit in 
unterirdischen Zisternen gespeicherte 
Wasser den Bedarf der Familien über 
mehrere Monate hin decken. Sind die 
gesammelten Vorräte verbraucht, so 
kaufen die Dorfbewohner zusätzlich 
Wasser von Tanklastwagen ein und 
füllen damit ihre Zisternen auf. 
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Regenwasserzisternen sind in der 
Region seit Jahrhunderten üblich. 
Mit einem durchschnittlichen 
Fassungsvermögen von 50 m³ sind 
sie meist eher klein. Nach alter 
nabatäischer Tradition baut man sie 
kreisförmig oder rechteckig, kleidet 
sie mit Steinen oder Beton aus und 
lässt sie in den Boden ein, um den 
Verlust von Wasser zu vermeiden. 
Ausser Gebrauch wird die Öffnung 
stets verschlossen gehalten, um 
Verdunstung und Verschmutzung zu 
vermeiden. In der Regenzeit wird der 
Regenabfluss in den Zisternen 
gesammelt und als Vorrat für die 
Trockenzeit gespeichert. 
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Am 15. Januar 2008 zerstörte die israe-
lische Armee nahe des Dorfes Beit Ula 
nordwestlich von Hebron neun Regen-
wasserzisternen. Die Zisternen waren im 
Juni 2006 im Zuge eines landwirtschaftli-
chen Projektes zur Verbesserung der 
Versorgungssicherheit gebaut worden. 
Nach ihrer Fertigstellung wurden sie an 
neun palästinensische Familien über-
geben, denen sie fortan gehörten. Die 
Europäische Union hatte das Projekt 
finanziert und über zwei lokale 
Nichtregierungsorganisationen, die Pa-
lästinensischen Unterstützungskomitees 
für die Landwirtschaft (Palestinian 
Agricultural Relief Commitees / PARC) 
und die Palästinensische Gewässer-
initiative Palestinian Hydrology Group) 
abgewickelt. Den Plänen entsprechend 
hatte man das Land in traditioneller 
Weise terrassiert und 3’200 Bäume 
angepflanzt, darunter Oliven, Mandeln, 
Zitronen und Feigen. Die Zisternen 
stellten einen integralen Bestandteil des 
Projektes dar; jede Zisterne war zur 
Bewässerung einer Fläche von 10-12 
Dunum (1-1,2 ha) Land gedacht. Die 
lokalen Bauern und ihre Familien hatten 
einen Grossteil der Kosten getragen. 

Mahmoud al-‘Adam, einer der Bauern, 
erklärte Amnesty International: 

 “Wir haben sehr viel Geld in das Projekt 
investiert und hart dafür gearbeitet. Das 
Land hier ist gut, und es war auch ein 
sehr gutes Projekt. Wir haben sehr viel 
gedankliche Mühe dafür aufgebracht, 
uns genau zu überlegen,  wie wir die 
Terrassen und Zisternen anlegen, um 
das Land auf bestmögliche Weise zu 
nutzen. So pflanzten wir zum Beispiel 
Bäume an, die nur wenig Wasser 
benötigen  ...  und selbst wenn es dieses 
Jahr nicht genug geregnet hat, um die 
Zisternen zu füllen - für unsere Setzlinge 
war das gesammelte Wasser dennoch 
sehr nützlich und sie sind wunderbar 
gediehen. Aber die israelische Armee 
hat alles zerstört. Mehrmals sind sie mit 
dem Bulldozer darüber hinweg gefahren 
und haben alles untergepflügt  ...  Für 
mich ist es jedes Mal sehr schmerzlich, 
hierher zu kommen und die Zerstörung 
zu sehen. Alles, wofür wir gearbeitet 
haben, ist zunichte gemacht. Was treibt 
Menschen an, so etwas zu tun? Was soll 
daran gut sein?”   

oben: Nachdem die israelische  
Armee die Regenwasserzisterne 
palästinensischer Dorfbewohner 
zerstört hat, weil sie angeblich  
ohne Genehmigung gebaut war,  
sind kostbare Wasservorräte in  
der besetzten Westbank verschmutzt 
und nicht mehr verwendbar. 
Genehmigungen für Wasserprojekte 
werden PalästinenserInnen nur selten 
gewährt.  

�

�

�

�
vorherige Seite - oben links:  
Hirten im Dorf Umm al-Kheir, im 
Süden der besetzten Westbank. 
Viehzüchtergemeinschaften sind 
nicht an die Wasserversorgung 
angeschlossen und deshalb auf 
Regenwasserzisternen wie diese hier 
angewiesen, die häufig von der 
israelischen Armee zerstört werden.
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In den Hügeln südlich von Hebron lebt 
die palästinensische Bevölkerung über-
wiegend von der Schaf- und Ziegen-
zucht. Während der letzten Jahre hatten 
die Menschen vor Ort zunehmend mit 
längeren Trockenperioden zu kämpfen.  
So ging nicht nur die Menge an Wasser 
zurück, das in der Regenzeit gesammelt 
werden konnte, auch das Wachstum und 
der Ertrag der Futter- und Weidepflanzen 
liessen nach. Die von der israelischen 
Armee zusätzlich verhängten Einschrän-
kungen beim Zugang zu Wasser und 
Weidegründen verschärften ihre Lage 
noch mehr.  

Im palästinensischen Dorf Susya riss die 
israelische Armee in den Jahren 1999 
bis 2001 die meisten Wasserzisternen 
ab, dazu Dutzende von Unterkünften der 
ortsansässigen Bewohner. Für die rest-
lichen Zisternen und sogar für eine noch 
vorhandene Latrine bestehen weitere 
noch anhängige Abrissbefehle. 

Die Wasserzisternen, von denen einige 
Jahrhunderte überdauert hatten, wurden 
gesprengt oder mit Hilfe von Bulldozern 
abgerissen und dann mit Kies und 
Zement aufgefüllt. Dadurch ist eine 
Wiederinstandsetzung der Zisternen 
unmöglich. Auch die Sonnenkollektoren 
zur Warmwasseraufbereitung, die den 
Dorfbewohnern über Spenden zur 
Verfügung gestellt wurden, fielen der 
Zerstörung anheim. 

“Wasser ist Leben. Wir können ohne 
Wasser nicht leben, wir nicht, und auch 
die Tiere und Pflanzen nicht. Vorher 
hatten wir ein wenig Wasser, doch 
seitdem die israelische Armee alles 
zerstört hat, müssen wir uns das Wasser 
von weit her besorgen; das ist sehr 
schwierig und teuer. Sie machen uns 
das Leben hier sehr schwer, damit wir 
von hier fortgehen.”  

Fatima al-Nawajah,  
eine Einwohnerin von Susya,  

zu Amnesty International  

 

ganz oben: Ein leeres Wasserreser-
voir in dem palästinensischen Dorf 
Jiftlik im besetzten Jordantal. dessen 
Bewohner von der Landwirtschaft 
leben. Beim Zugang zu Wasser sind 
sie jedoch zunehmend mit 
Einschränkungen konfrontiert.   

oben: Toilette im palästinensischen 
Dorf Susya in der Westbank; sie soll 
von der israelischen Armee zerstört 
werden .  

rechts: Israelische Siedler erfreuen 
sich des Schwimmbads in Ma’aleh 
Adumim, einer nach internationalem 
Recht illegal errichteten Siedlung in 
der Westbank. 
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Wie auch in anderen Fällen wurde die 
Zerstörung der Anlagen und Gebäude 
offiziell damit begründet, dass ihnen die 
erforderlichen Genehmigungen fehlten - 
Genehmigungen, die die israelische 
Armee PalästinenserInnen systematisch 
verweigert. Ziel war es, die Bevölkerung 
aus dem Dorf zu vertreiben, um Platz für 
den Ausbau der israelischen Siedlung 
Sussia zu schaffen. 

Mit dem Ausbau von Sussia in den 90er 
Jahren nahmen auch die Drangsalierun-
gen der palästinensischen Gemeinden 
von Seiten israelischer Siedler und die 
Vertreibungsversuche der Armee zu. Da 
die israelische Armee die meisten ihrer 
Höhlen zerstört hat  - Jahrtausende alte, 
historische Kulturstätten - leben die 
PalästinenserInnen jetzt in Zelten und 
Baracken, immer in Gefahr, ganz aus 
der Gegend vertrieben zu werden. Über 
die Hälfte sah sich schon gezwungen fort 
zu gehen. Nach der Zerstörung der 
Wasserzisternen in den Jahren 1999 und 
2001 verliessen viele das Gebiet, weitere 
folgten im Zuge der seither verfügten 
Einschränkungen beim Zugang zu Land, 
Wasser und Weideflächen.  

Ich sitze hier und halte die Metallnägel in 
meinen Händen, die von israelischen 
Siedlern heute benutzt wurden, um den 
(von der internationalen Hilfsorganisation 
Oxfam organisierten) Wassertransport in 
das nah gelegene Dorf Susya zu 
sabotierten. Die ganze Gegend ist von 
einer schweren Dürre betroffen, und das 
von Oxfam gelieferte Wasser wird 
dringend benötigt.  Vor dem Zeitpunkt 
der eigentlich geplanten Ankunft des 
Lasters waren Dutzende Nägel auf der 
Strasse ausgelegt worden. Das Fahr-
zeug wurde lahmgelegt, drei Reifen 
waren zerstochen … Der Fahrer konnte 
das Wasser mit einiger Verzögerung 
dann doch noch ausliefern.”  

Joel Gulledge, Christian Peacemakers 
Team, 12. September 2006  

�
��0-��������1��������������
Die meisten Häuser von Palästinen-
serInnen in den OPT besitzen einen 
Wassertank auf dem Dach, um der 
ganzjährigen Wasserknappheit zu 
begegnen. Diese Wassertanks geraten 
häufig ins Visier israelischer Soldaten.  

„Meine Freunde aus der Fallschirmjäger-
Truppe erzählten mir immer wieder, wie 
sie auf den Dächern von Nablus lagen 
und auf die Wassertanks schossen, um 
zu sehen, wie sie explodierten....”  

Grad: Kompaniefeldwebel,  
Einheit: „Sting “  

Auf die Frage, weshalb palästinensische 
Wassertanks auf Hausdächern unter 
Beschuss genommen werden, erklärte 
ein Soldat, der in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten seinen Militärdienst 
ableistet, Amnesty International: 

„Wassertanks eignen sich gut für 
Zielübungen; es gibt sie überall, sie 
haben die richtige Grösse, um darauf zu 
zielen und eine Waffe daran auszurich-
ten. Man kann seine Frustrationen 
loswerden oder den Kindern aus der 
Nachbarschaft, die dich mit Steinen 
bewerfen, ohne dass du sie erwischen 
kannst, eine Lektion erteilen, und es ist 
auch eine willkommene Abwechslung in 
der Monotonie der Wachschicht.” 
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Während der 22-tägigen israelischen 
Militäroffensive zwischen Dezember 
2008 und Januar 2009 (Operation „Cast 
Lead“, dt. „Gegossenes Blei“) kam es 
durch israelische Angriffe zu Schäden an 
der Wasserversorgungs- und Abwasser-
infrastruktur im Gazastreifen in Höhe von 
rund sechs Millionen  US- Dollar. Vier 
Wasserreservoirs, elf Brunnen sowie 
Kanalnetze und Pumpstationen wurden 
beschädigt, ausserdem rund 20.000 
Meter Wasserleitung, die durch israeli-
sche Panzer und Bulldozer beschädigt 
oder zerstört wurden. Im nördlichen und 
zentralen Gazastreifen wurden die 
Kläranlagen in Mitleidenschaft gezogen, 
Das hatte zur Folge, dass unbehandelte 
Abwässer mehr als einen Quadratkilo-
meter Agrar- und Siedlungsfläche über-
fluteten, dabei die Ernten zerstörten und 
sich zu einer Gefahr für die allgemeine 
Gesundheit auswuchsen. 

Im April 2009 berichtete das UN-Büro 
zur Koordination humanitärer Angele-
genheiten (OCHA), dass laut im März 
veröffentlichter Messdaten zur Wasser-
qualität rund 14 % der entnommenen 
Proben aus dem vorangegangenen 
Februar verunreinigt waren. Das Büro 
äusserte sich besorgt über die Belastung 
des Wassers durch giftige Munition wie 
zum Beispiel weissen Phosphor. 

In den letzten Jahren gingen Israels 
Militärangriffe in den OPT regelmässig 
mit Zerstörungen und Beschädigungen 
der Infrastruktur für die Wasser- und 
Abwasserversorgung einher. Bei einem 
dieser Einfälle in Rafah, der südlichsten 
und ärmsten Stadt des Gazastreifens, 
zerstörten israelische Truppen Ende 
Januar / Anfang Februar 2003 zwei 
öffentliche Brunnen, die die Hälfte der 
rund 120.000 Einwohner des Ortes mit 
Trinkwasser versorgt hatte. 

Diese Brunnen zählten zu den insgesamt 
102 Brunnen, die zwischen dem 1. Juli 
2002 und dem 31. März 2003, also in 
einer Zeit von weniger als einem Jahr, 
durch Israels Armee m Gazastreifen zer-
stört wurden. In der Folge muss die 
Bevölkerung auf andere, oft unsichere 
Quellen von zweifelhafter Wasserqualität 
zurückgreifen, wie etwa die Brunnen für 
die Landwirtschaft. Diese sind nicht für 
Trinkwasserzwecke gedacht und werden 
von daher weder überwacht noch durch 
die zuständigen Behörden ausreichend 
mit Chlor versetzt. 

Nach Angriffen im Mai 2004 berichteten 
UN-Hilfsorganisationen in einem Bericht 
zur Bedarfsabklärung: 

 „Im Nachklang der Angriffe vom Mai hat 
sich die Volksgesundheit bedingt durch 
die Schäden an den Wasser- und 
Abwassernetzen und überfüllte Sanitär-
einrichtungen massiv verschlechtert. Wie 
die staatliche Tal-es-Sultan-Klinik be-
richtete, wurden zwischen dem 1. und 

17. Mai 848 Kinder – rund 50 pro Tag – 
unter anderem mit Durchfall- und 
Hauterkrankungen eingeliefert, zwischen 
dem 22. und 31. Mai waren es 1.363 – 
also 151 Kinder pro Tag.”  

Vergeltungsangriffe und andere gezielte 
Attacken israelischer Streitkräfte auf die 
Einrichtungen und Infrastruktur der 
Wasserversorgung in den OPT oder auf 
die Stromversorgung und weitere An-
lagen, die sich direkt auf die Wasser-
versorgung und die Wasserqualität 
auswirken, verstossen gegen das inter-
nationale humanitäre Völkerrecht. 

oben links: Eine Kläranlage im Nord-
gazastreifen, die im Dezember 2008 / 
Januar 2009 von Israel  bombardiert 
wurde.   

rechts ganz oben: Eine Wasserpumpe 
und ein Brunnen im Stadtteil Zaytoun 
von Gaza-Stadt, die im Januar 2009  
bei einem Angriff Israels zerstört 
wurden.  

oben rechts unten: Grosse Mengen 
Abwasser werden jeden Tag ins 
Mittelmeer gepumpt, weil die überlas-
tete Infrastruktur des Gazastreifens 
dem Wasseraufbereitungsbedarf nicht 
mehr gewachsen ist. Durch Israels 
Blockade des Gazastreifens können 
dringend benötigte Materialien und 
Geräte zum Aufbau und für die 
Instandhaltung der Infrastruktur der 
Wasser- und Abwasserversorgung 
nicht ins Land gebracht werden.
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„Die Beschädigung und der Zusammen-
bruch der Infrastruktur der Wasserver-
sorgung und Abwasseraufbereitung im 
Gazastreifen erweitern und verschärfen 
die ohnehin schon schwerwiegende und 
anhaltende Verweigerung menschen-
würdiger Lebensbedingungen für die 
Bevölkerung vor Ort. Der drastisch ge-
sunkene Lebensstandard der Menschen 
in diesem Gebiet ist ein zentrales 
Merkmal dieser Krise und zeigt sich in 
der Erosion der Lebensgrundlagen, in 
der Zerstörung und Beeinträchtigung der 
grundlegenden Infrastruktur und in 
einem markanten, nicht zuletzt auch 
qualitativen Rückgang lebenswichtiger 
Dienstleistungen in den Bereichen der 
Gesundheits- und Wasserversorgung 
sowie der Abwasseraufbereitung.“ 

Maxwell Gaylard, UN-Koordinator für 
humanitäre Angelegenheiten in den 

OPT, 3. September 2009  

Im Gazastreifen sind inzwischen etwa 90 
bis 95 % der küstennahen Grundwasser-
vorkommen verschmutzt und durch die 
Verunreinigung mit Ab- und Meerwasser 
nicht mehr als Trinkwasser geeignet. 
Durch die von Israel verhängte Blockade 
des Gazastreifens können dringend 
benötigte Materialien und Geräte für den 
Aufbau und die Reparatur der Wasser- 
und Abwasseraufbereitungsanlagen 
nicht ins Land gebracht werden. Dies 

führt im Ergebnis zu einem weiteren 
Verfall der Wasserversorgungs- und 
Abwasseraufbereitungsanlagen, die sich 
nach Jahrzehnten der Vernachlässigung 
ohnehin schon in einem sehr herunter-
gekommenen Zustand befinden. 

Einfuhrbeschränkungen auf Industrie-
kraftstoffe und Chemikalien behindern 
zusätzlich den funktionierenden Betrieb 
der Brunnen sowie der Entsalzungs- und 
Abwasseraufbereitungsanlagen. 

Aufgrund der Betriebseinschränkungen 
bei bestehenden Kläranlagen fliesst etwa 
die Hälfte der Abwässer des Gebietes 
(rund 70.000 m3 pro Tag) unbehandelt 
ins Meer und verschmutzt so die Küste 
und die Fischbestände, einen wichtigen 
Teil der Lebensgrundlage der Menschen 
vor Ort. Das ganze Ausmass dieses 
Problems wurde am 27. März 2007 
deutlich, als der Damm des Abwasser-
sammelbeckens einer Kläranlage im 
Norden des Gazastreifens barst und das 
nahe Beduinendorf Um al-Nasser über-
flutet wurde. Fünf Menschen kamen ums 
Leben und Hunderte wurden obdachlos.  

Die Weltbank berichtete: 
„Im November 2008 waren die meisten 
Brunnen wegen fehlender Ersatzteile 
nicht mehr in Betrieb, andere erbrachten 
nur noch die halbe Leistung. Strom-
ausfälle und der Mangel an Diesel für die 
Generatoren wirkten sich auf die Ver-
teilung und Beförderung des Wassers an 
die Reservoirs der Haushalte aus. Den 

öffentlichen Versorgern fehlte das Chlor, 
das zur Sicherstellung der Keimfreiheit 
des Wassers unentbehrlich ist. Die 
Entsalzungsanlage von Khan Younis hat 
eine Kapazität von 90 m3/h, doch wegen 
fehlender Ersatzteile und Chemikalien 
wurde ihre Leistung auf 30m3/h zurück-
gefahren … Dadurch konnten über 50 % 
der Haushalte nicht mehr über das 
öffentliche Wassernetz versorgt werden, 
und einige Haushalte hatten länger als 
10 Tage überhaupt kein Wasser mehr.“  

Trotz der israelischen Versprechen, die 
Einfuhr dringend benötigter Materialien 
für den Wasser- und Abwassersektor in 
den Gazastreifen zu erlauben, sind bis-
her nur geringe Fortschritte feststellbar. 

oben: Juni 2007 - Palästinensische 
Kinder spielen neben einem Wasser-
tanklaster, der Häuser mit Wasser 
beliefert, die kein fliessendes Wasser 
haben. Im Hintergrund sieht man die 
israelische Siedlung Ma'aleh Adumim, 
die an sämtliche öffentlichen Dienste 
angeschlossen ist, einschliesslich 
einer reichlichen Wasserversorgung. 

Rückseite: Ein palästinensisches 
Mädchen im Gazastreifen legt auf dem 
Weg zum Wasserholen eine Rast ein. 
90 % des im Gazastreifen verfügbaren 
Wassers sind verschmutzt und für 
den menschlichen Gebrauch nicht 
mehr geeignet 

 

©
 K

eren M
anor / A

ctivestills.org
 



��������	
�����	
�
���
��
�����
����	
������������������������
������
������� ������� �

�������
����
������	
����	
��

�������������������� �� �!��"#$�
�#�%�&#'(�&)�*+#(, �%���� �

�� �

 ��������	���
����
��������������������������������� 
���
���������
�������������������
�������� �
���� �!��� ����� �
�
�"����� ������������#��$������%�
� ������� �������� ���
�
�
��������
�������
���&������������&��'��

(���
��)���
�����������"�������� �
� ������ �
����� ��������
��������
������
*��
������
��*�
������������
������ �� �
� ��������
�������
����
��������������
��������� �
  ��%�
��
�����������'��

"�
���� �������������
��+����
�������$
����������	 �
�
������
��
�����%��������	���
������
 �
�+�����
������ �%�� ��&��
�������
���$��������������������� �����
������� �,%%������� ���-$�� �� '�

©
 II

ya
d 

E
l B

ab
a 

/ U
N

IC
E

F
 -

 o
P

t 

 
 

Amnesty International fordert die palästinensischen  
Wasserbehörden dazu auf:  

Ø Schritte einzuleiten, die eine bessere Nutzung der bestehenden 
Wasserressourcen gewährleisten, insbesondere Massnahmen 
zur Reduzierung von Wasserverlusten und Mechanismen, die 
garantieren, dass das über die von der palästinensischen 
Wasserbehörde kontrollierten Netzwerke oder durch mobile 
Tankfahrzeuge an die Verbraucher gelieferte Wasser 
gesundheitlich unbedenklich ist und die WHO-Standards erfüllt.  

Amnesty International fordert die internationalen G eber auf:  

Ø Massnahmen zu ergreifen, die zu einer verbesserten 
Koordination der Geber und einer intensiveren Begleitung von 
Wasserprojekten führen sowie zu einer transparenten 
Berichterstattung über Störungen, welche die Umsetzung von 
Wasser- und Abwasseraufbereitungsprojekten verzögern oder 
verhindern.  

 

     Internationales Sekretariat, Peter Benenson Ho use,  
     1 Easton Street, London WC1X0DW, Grossbritanni en�
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Amnesty International fordert Israels Behörden dazu  auf, sich 
unverzüglich um den dringenden Bedarf nach einer ge sicherten 
Trinkwasserversorgung in den OPT zu kümmern – ein M angel, 
der aus der Verletzung der Menschen-rechte der 
PalästinenserInnen durch Israel hervorgegangen ist.  Die 
israelischen Behörden müssen unverzüglich:  

Ø alle Beschränkungen aufheben, die PalästinenserInnen in den 
OPT den Zugang zu ausreichenden Wassermengen für den 
persönlichen Bedarf und den ihrer Haushalte verwehren und es 
ihnen unmöglich machen, ihre Rechte auf Wasser, Nahrung, 
Arbeit und auf einen adäquaten Lebensstandard wahrzunehmen;  

Ø alle Praktiken und Strategien beenden, die sich diskriminierend 
auf PalästinenserInnen auswirken und israelischen Siedlern 
Privilegien beim Wasserzugang einräumen;  

Ø alle anhängigen Abrissanordnungen zurückziehen und die 
weitere Zerstörung von Wasserversorgungseinrichtungen im 
C-Gebiet der Westbank verbieten;  

Ø die Blockade des Gazastreifens aufheben und die Einfuhr von 
Ersatzteilen, Bau- und anderen Materialien und Geräten zur 
Reparatur, zum Wiederaufbau und für die Instandhaltung der 
Infrastruktur des Wasser- und Abwassersektors im Gazastreifen 
unverzüglich bewilligen.  
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